
 

  

S 14 KA 516/98

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Vertragsarztangelegenheiten
Abteilung 6
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Kassenärztliche Vereinigung

Satzung
Disziplinarordnung
keine Verpflichtung zu Regelungen über
Verfolgungsverjährung
Satzung kein revisibles Recht
grundsätzliche Geltung des
Disziplinarrechts
Verfassungsmäßigkeit
Verstoß gegen vertragsärztliche Pflichten
Vorenthalten fallbezogener Informationen
Auswahl der Disziplinarmaßnahme
Ermessen

Leitsätze Das Bundesrecht gibt für das
Disziplinarrecht der Vertragsärzte nicht
vor, dass Satzungen oder
Disziplinarordnungen der
Kassenärztlichen Vereinigungen
Regelungen über eine
Verfolgungsverjährung enthalten müssen.

Normenkette SGB V § 72 Abs 1
SGB V § 72 Abs 2
SGB V § 75 Abs 2 S 2
SGB V § 81 Abs 3
SGB V § 81 Abs 5
SGB V § 95 Abs 3
GG Art 12 Abs 1
SGB X § 45 Abs 4
SGB X § 48 Abs 4
SGB X § 52 Abs 1
SGG § 162

1. Instanz

Aktenzeichen S 14 KA 516/98
Datum 04.10.2000
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2. Instanz

Aktenzeichen L 6 KA 22/01
Datum 18.10.2001

3. Instanz

Datum 06.11.2002

Die Revision des KlÃ¤gers gegen das Urteil des Schleswig-Holsteinischen
Landessozialgerichts vom 18. Oktober 2001 wird zurÃ¼ckgewiesen. Der KlÃ¤ger
hat der Beklagten deren auÃ�ergerichtliche Kosten auch fÃ¼r das
Revisionsverfahren zu erstatten.

GrÃ¼nde:

I

Die Beteiligten streiten Ã¼ber eine DisziplinarmaÃ�nahme.

Mit Schreiben vom 10. MÃ¤rz 1993 beantragte der Vorstand der beklagten
KassenÃ¤rztlichen Vereinigung (KÃ�V) bei ihrem Disziplinarausschuss, gegen den
KlÃ¤ger, einen seit 1991 als Praktischer Arzt und seit 1992 als Internist
niedergelassenen Vertragsarzt, ein Disziplinarverfahren einzuleiten. Dieser habe es
1992 in zwei FÃ¤llen unterlassen, ihr, der Beklagten, die von ihr erbetenen
AuskÃ¼nfte zu erteilen. Dem sei vorangegangen, dass er Krankenunterlagen des
Versicherten F. entgegen wiederholter Bitten und Aufforderungen nicht an dessen
behandelnden Arzt gesandt habe; im Zuge des Verfahrens habe er, obwohl er drei
Mal schriftlich um Auskunft gebeten und auf die Pflichtwidrigkeit seines Vorgehens
hingewiesen worden sei, ihre â�� der Beklagten â�� Auskunftsersuchen nicht
beantwortet, sondern eine Dienstaufsichtsbeschwerde gegen ihren Justiziar erhoben
sowie wegen seiner Weigerung, die Krankenunterlagen herauszugeben, (erfolglos)
um sozialgerichtlichen Rechtsschutz nachgesucht; in einem anderen Fall habe sich
der KlÃ¤ger 1992 nach Mitteilung einer Krankenkasse (KK) geweigert,
Befundberichte Ã¼ber die stationÃ¤re Behandlung der Versicherten J. an den
Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) zu Ã¼bersenden, weil er
dafÃ¼r keine Kosten erstattet bekomme; auf ihre â�� der Beklagten â�� zweimalige
Bitte um Auskunft zu diesem Komplex habe er ebenfalls nicht reagiert.

Der Disziplinarausschuss der Beklagten erteilte dem KlÃ¤ger mit Beschluss vom 17.
Juni 1993 â�� ihm zugestellt am 10. Dezember 1993 â�� wegen NichterfÃ¼llung
seiner Auskunftspflicht einen Verweis. In dem dagegen anhÃ¤ngig gemachten
Klageverfahren hob die Beklagte (nach Vorliegen des BSG-Urteils vom 18. Oktober
1995 â�� BSGE 76, 300 = SozR 3-1300 Â§ 35 Nr 7) in der mÃ¼ndlichen
Verhandlung vom 6. November 1996 auf Anregung des Sozialgerichts (SG) hin den
Disziplinarbescheid wegen verspÃ¤teter Zustellung des Beschlusses vom 17. Juni
1993 auf. Der KlÃ¤ger nahm das Anerkenntnis an, nachdem ihm die
Kammervorsitzende erlÃ¤utert hatte, dass damit keine endgÃ¼ltige Aufhebung der
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DisziplinarmaÃ�nahme verbunden sei, sondern neu entschieden werden kÃ¶nne.

Mit Schreiben vom 19. Dezember 1996 bat die Beklagte den Vorstand des
Disziplinarausschusses wegen der streitbefangen gewesenen VorwÃ¼rfe "um die
erneute DurchfÃ¼hrung des Disziplinarverfahrens". Der Disziplinarausschuss
erteilte dem KlÃ¤ger sodann nach schriftlicher und mÃ¼ndlicher AnhÃ¶rung mit
Beschluss vom 15. Juli 1998 erneut einen Verweis. Ein Fall der VerjÃ¤hrung liege
nicht vor, da der Antrag auf Einleitung des Disziplinarverfahrens aus dem Jahr 1993
deren Unterbrechung bis zum Abschluss des SG-Verfahrens am 6. November 1996
bewirkt habe. Inhaltlich sei der Vorwurf hinsichtlich des Versicherten F.
gerechtfertigt, da der KlÃ¤ger auf die Aufforderungen der Beklagten nicht reagiert
habe; eine kurze Mitteilung, dass er keine Unterlagen besitze, sei ihm zuzumuten.
Auch hinsichtlich der Versicherten J. habe er sich pflichtwidrig verhalten, weil er zu
Unrecht eine ihm zumutbare Stellungnahme gegenÃ¼ber der Beklagten verweigert
habe. Da sich der KlÃ¤ger noch in der mÃ¼ndlichen Verhandlung uneinsichtig
gezeigt und so in besonders hohem MaÃ�e schuldhaft gehandelt habe, sei als
DisziplinarmaÃ�nahme ein Verweis gerechtfertigt.

Im anschlieÃ�enden Rechtsstreit ist der KlÃ¤ger in beiden Instanzen ohne Erfolg
geblieben. Das SG hat eine Verletzung seiner Auskunftspflichten bejaht und die
verhÃ¤ngte MaÃ�nahme wegen seines hartnÃ¤ckigen Fehlverhaltens fÃ¼r
angemessen gehalten. VerjÃ¤hrung sei nicht eingetreten, weil das Verfahren
rechtzeitig eingeleitet worden sei und die Satzung der Beklagten nicht auf
VerjÃ¤hrung abstelle. Die Aufhebung des Disziplinarbeschlusses vom 17. Juni 1993
habe das Verfahren nicht beendet (Urteil vom 4. Oktober 2000). Die dagegen
eingelegte Berufung des KlÃ¤gers hat das Landessozialgericht (LSG)
zurÃ¼ckgewiesen: Sein "VerjÃ¤hrungseinwand" greife nicht, da nach Â§ 7 Abs 2 der
Satzung der Beklagten der Antrag auf Einleitung von DisziplinarmaÃ�nahmen nur
dann nicht mehr gestellt werden kÃ¶nne, wenn seit Bekanntwerden der Verfehlung
zwei Jahre oder seit der Verfehlung fÃ¼nf Jahre vergangen seien. Der Antrag vom
10. MÃ¤rz 1993, der allein fÃ¼r die rechtzeitige Verfolgung und Ahndung
maÃ�geblich sei, habe seine fristwahrende Wirkung durch die Aufhebung des
Disziplinarbescheides nicht verloren; auf den Erlass des Disziplinarbescheides
komme es nicht an. Allein Letzter sei aber Gegenstand der Anfechtungsklage
gewesen und von der Beklagten nur aus formellen GrÃ¼nden aufgehoben worden.
Auch das SG habe am 6. November 1996 eindeutig darauf hingewiesen, dass die
Aufhebung des Bescheides die MÃ¶glichkeit einer DisziplinarmaÃ�nahme nicht
entfallen lasse. Die Beklagte habe daraufhin den Disziplinarausschuss zu Recht
umgehend um erneute DurchfÃ¼hrung des (ursprÃ¼nglichen) Disziplinarverfahrens
gebeten. Sinn und Zweck des Â§ 7 Abs 2 der Satzung sei es, den betroffenen Arzt in
seinem Vertrauen darauf zu schÃ¼tzen, wegen lÃ¤nger zurÃ¼ckliegender
Sachverhalte nicht noch mit Disziplinarverfahren Ã¼berzogen zu werden.
Erforderlich sei ein zeitlicher Zusammenhang zur Verfehlung, um dem Betroffenen
die Fehlerhaftigkeit seines Verhaltens vor Augen zu fÃ¼hren und zukÃ¼nftige
Verfehlungen zu vermeiden. Dem entspreche es, die vertrauenszerstÃ¶rende
Wirkung eines einmal fristgerecht gestellten Antrags fortbestehen zu lassen. Ob das
Verwaltungsverfahren formal wieder auflebe, wenn der zunÃ¤chst ergangene
Disziplinarbescheid spÃ¤ter aufgehoben werde, oder ob es dann neu aufgenommen
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werde, sei unerheblich. Es bestehe insoweit eine andere Rechtslage als bei den
Fristregelungen in Â§Â§ 45 Abs 4, 48 Abs 4 Zehntes Buch Sozialgesetzbuch (SGB X),
in deren Rahmen das Bundessozialgericht (BSG) zT annehme, dass fÃ¼r die
MÃ¶glichkeit einer fristgerechten Wiederholung der Zeitablauf entscheidend sei. Bei
Â§ 7 Abs 2 der Satzung der Beklagten sei allein der wegen der Disziplinierung
notwendige zeitliche Zusammenhang zwischen der ErÃ¶ffnung des
Disziplinarverfahrens und der zu Grunde liegenden Tat entscheidend. In der Sache
rechtfertige das Verhalten des KlÃ¤gers den ausgesprochenen Verweis. Er sei als
ordentliches Mitglied der Beklagten nach Â§ 5 Abs 4 der Satzung verpflichtet, dieser
alle AuskÃ¼nfte zu erteilen und ihr Unterlagen vorzulegen, die zur NachprÃ¼fung
der vertragsÃ¤rztlichen oder sonstigen von ihr sicherzustellenden und zu
gewÃ¤hrleistenden Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit erforderlich seien. Diese
vertragsÃ¤rztlichen Pflichten habe er zumindest fahrlÃ¤ssig nicht
ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llt, weil er die Beklagte nicht sogleich darÃ¼ber
aufgeklÃ¤rt habe, dass sich Behandlungsunterlagen des Patienten F. Ã¼berhaupt
nicht in seinem Besitz befunden hÃ¤tten; stattdessen habe er sich mit ihr grundlos
auf einen Streit Ã¼ber die Herausgabe von Patientenunterlagen eingelassen. Im
Ã�brigen habe ein Patient gegen seinen Arzt unzweifelhaft Anspruch auf
Herausgabe von Behandlungsunterlagen. Im zweiten Fall habe sich der KlÃ¤ger
entgegen Â§ 36 Bundesmantelvertrag-Ã�rzte (BMV-Ã�) geweigert, der betroffenen
KK Unterlagen herauszugeben. Der Beklagten gegenÃ¼ber habe er sich dazu nicht
geÃ¤uÃ�ert und ebenfalls seine Auskunfts- und Vorlagepflicht nach Â§ 5 Abs 4 der
Satzung vorsÃ¤tzlich verletzt. Die Erteilung eines Verweises (und nicht nur einer
Verwarnung) sei ermessensfehlerfrei, weil sich der KlÃ¤ger noch in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung uneinsichtig gezeigt habe und seinen PflichtverstoÃ�
nach wie vor nicht einsehe (Urteil vom 18. Oktober 2001).

Hiergegen richtet sich die vom LSG zugelassene Revision des KlÃ¤gers. Er rÃ¼gt,
das Berufungsgericht habe durch ZurÃ¼ckweisung seines
"VerjÃ¤hrungseinwandes" gegen Â§ 7 Abs 2 der Satzung der Beklagten verstoÃ�en.
Diese Bestimmung gelte unmittelbar zwar nur im Bereich der KÃ�V Schleswig-
Holstein; die Satzungen anderer KÃ�Ven im Bundesgebiet lauteten jedoch gleich
und Ã¤hnlich. Das LSG habe die Vorschrift weder im Lichte der Art 12 und Art 2 Abs
1 Grundgesetz (GG) ausgelegt noch dabei Â§ 52 SGB X beachtet. Da zwischen dem
angeblichen VerstoÃ� und der Ahndung mehr als sechs Jahren lÃ¤gen, stelle es
einen unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igen Eingriff in die BerufsausÃ¼bungsfreiheit dar, wenn
sich ein Vertragsarzt wegen eines ihm vorgeworfenen Fehlverhaltens von
mÃ¤Ã�igem Gewicht noch Ã¼ber viele Jahre hinweg auf eine Verfolgung einstellen
mÃ¼sse. Wegen der Ã�hnlichkeit des Disziplinarverfahrens mit einem
Strafverfahren mÃ¼sse Â§ 7 Abs 2 der Satzung als Regelung Ã¼ber die
VerfolgungsverjÃ¤hrung verstanden werden. Die VerjÃ¤hrung sei durch den Antrag
der Beklagten vom 10. MÃ¤rz 1993 zwar unterbrochen worden, jedoch nicht Ã¼ber
den Zeitpunkt der Aufhebung des Disziplinarbeschlusses vom 17. Juni 1993 am 6.
November 1996 hinaus. Da nach Â§ 52 Abs 1 Satz 3 SGB X auch Â§ 212 Abs 1
BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) Anwendung finde, gelte die Unterbrechung der
VerjÃ¤hrung nach Aufhebung des Verwaltungsaktes â�� wie hier â�� als nicht
eingetreten. Unbeschadet dessen sei die Annahme des LSG, es sei lediglich das
ursprÃ¼ngliche Disziplinarverfahren fortgefÃ¼hrt worden, unzutreffend; das
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Verwaltungsverfahren sei bereits mit Erlass des Beschlusses vom 17. Juni 1993
beendet worden. Der Fehler, dass dieser nicht innerhalb von fÃ¼nf Monaten nach
Erlass habe zugestellt werden kÃ¶nnen, sei nicht mehr heilbar gewesen. Auch die
Voraussetzungen fÃ¼r den Erlass eines Verweises lÃ¤gen â�� zumal nach so langer
Zeit â�� nicht vor; die gegenteilige Ansicht bedeute einen VerstoÃ� gegen Art 12
und Art 2 Abs 1 GG. SpÃ¤testens im Berufungsverfahren habe sich herausgestellt,
dass die Beschwerden materiell nicht begrÃ¼ndet gewesen seien; allein der
Vorwurf, nicht den WÃ¼nschen der Beklagten entsprechend schriftlich Stellung
genommen zu haben, sei geblieben. Er (der KlÃ¤ger) habe die Beklagte aber stets
seine Ansicht wissen lassen, zur Herausgabe von Unterlagen nicht verpflichtet zu
sein. Selbst wenn er sich insoweit im Rechtsirrtum befunden haben sollte, liege
darin kein rechtlich relevanter PflichtverstoÃ�. Die ErmessensausÃ¼bung der
Beklagten, nach dem Abschluss des ersten Rechtsstreits im November 1996 erneut
disziplinarrechtlich vorzugehen, sei unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig und rechtswidrig.

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,
die Urteile des Schleswig-Holsteinischen Landessozialgerichts vom 18. Oktober
2001 und des Sozialgerichts Kiel vom 4. Oktober 2000 sowie den Beschluss der
Beklagten vom 15. Juli 1998 aufzuheben.

Die Beklagte beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Sie fÃ¼hrt aus, die RÃ¼ge der unrichtigen Anwendung des Â§ 7 Abs 2 ihrer Satzung
betreffe kein revisibles Recht. Dass gleich lautende Bestimmungen im
ZustÃ¤ndigkeitsbereich anderer KÃ�Ven als Folge einer bewussten und gewollten,
nicht nur zufÃ¤lligen Ã�bereinstimmung Anwendung fÃ¤nden, habe die Revision
nicht dargelegt. Art 12 Abs 1 GG sei nicht verletzt, weil allgemein anerkannt sei,
dass DisziplinarmaÃ�nahmen nicht gegen die AusÃ¼bung eines freien Berufes
verstieÃ�en; nichts anderes kÃ¶nne fÃ¼r die Auslegung der Satzungsbestimmung
Ã¼ber Antragsfristen gelten. Die RÃ¼ge einer Verletzung des Â§ 52 SGB X sei ohne
Bezug zum Rechtsstreit, da es hier nicht um die Durchsetzung des Anspruchs eines
Ã¶ffentlich-rechtlichen TrÃ¤gers durch einen Verwaltungsakt gehe. Das LSG habe
Â§ 7 Abs 2 der Satzung zutreffend ausgelegt. WÃ¤hrend eines laufenden Verfahrens
kÃ¶nne VerjÃ¤hrung nicht eintreten. Im Ã�brigen habe nicht das
Disziplinarverfahren lange Zeit in Anspruch genommen, sondern die AusschÃ¶pfung
von Rechtsbehelfen. Ein Betroffener kÃ¶nne den Ausschluss der
AhndungsmÃ¶glichkeit wegen Zeitablaufs aber nicht durch eigenes Verhalten
herbeifÃ¼hren. Das LSG habe zu Recht einen VerstoÃ� des KlÃ¤gers gegen seine
Auskunftserteilungspflichten angenommen und dessen ermessensfehlerfreie
Ahndung bejaht.

II

Die zulÃ¤ssige Revision des KlÃ¤gers ist unbegrÃ¼ndet.

Die Urteile der Vorinstanzen, die den Bescheid des Disziplinarausschusses der
Beklagten vom 15. Juli 1998 Ã¼bereinstimmend als rechtmÃ¤Ã�ig angesehen
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haben, unterliegen keiner Beanstandung.

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, das LSG habe verkannt, dass der
Disziplinarbescheid gegen Â§ 7 Abs 2 der Satzung der Beklagten verstoÃ�e, werden
zulÃ¤ssige RevisionsgrÃ¼nde nicht geltend gemacht. GemÃ¤Ã� Â§ 162
Sozialgerichtsgesetz (SGG) kann eine Revision nur darauf gestÃ¼tzt werden, dass
das angefochtene Urteil auf der Verletzung einer Vorschrift des Bundesrechts oder
einer sonstigen im Bezirk des Berufungsgerichts geltenden Vorschrift beruht, deren
Geltungsbereich sich Ã¼ber den Bezirk des Berufungsgerichts hinaus erstreckt. Bei
den Satzungen der KÃ�Ven handelt es sich dagegen um nicht revisibles Recht (vgl
bereits BSGE 21, 114, 116 = SozR Nr 46 zu Â§ 77 SGG und BSGE 21, 235, 237 =
SozR Nr 3 zu Â§ 368f RVO). Da die Satzung der Beklagten, deren unrichtige
Auslegung der KlÃ¤ger hier rÃ¼gt, ausschlieÃ�lich fÃ¼r VertragsÃ¤rzte Wirkungen
entfaltet, die sich im Gebiet des Landes Schleswig-Holstein niedergelassen haben,
und fÃ¼r dieses Gebiet allein das hier tÃ¤tig gewordene LSG Ã¶rtlich zustÃ¤ndig
ist, kann der Senat die streitigen Satzungsbestimmungen â�� wie sich aus Â§ 162
SGG ergibt â�� grundsÃ¤tzlich nicht selbst auslegen. Er hat sie seiner Entscheidung
im Revisionsverfahren vielmehr gemÃ¤Ã� Â§ 560 Zivilprozessordnung (nF) iVm Â§
202 SGG mit dem vom Berufungsgericht festgestellten Inhalt zu Grunde zu legen.

Etwas anderes wÃ¼rde nur gelten, wenn in den Bezirken anderer LSG Vorschriften
geschaffen worden wÃ¤ren, die mit Â§ 7 der Satzung der Beklagten inhaltlich
Ã¼bereinstimmen und wenn dies bewusst und gewollt um der Rechtseinheit willen
geschehen wÃ¤re. Das hÃ¤tte indessen in der RevisionsbegrÃ¼ndung nicht nur in
pauschaler Weise behauptet werden dÃ¼rfen, sondern im Einzelnen dargelegt
werden mÃ¼ssen. Die "verletzte Rechtsnorm" ist, wenn es sich um eine nur im
Bezirk des LSG geltende Vorschrift handelt, nÃ¤mlich nur dann iS des Â§ 164 Abs 2
Satz 3 SGG "bezeichnet", wenn zumindest eine gleich lautende Norm aus dem
Bezirk eines anderen LSG benannt und dargelegt wird, dass diese gerade zum
Zweck der Rechtsvereinheitlichung erlassen worden ist (BSGE 56, 45, 51 = SozR
2100 Â§ 70 Nr 1 S 7; BSG SozR 3-2500 Â§ 106 Nr 18 S 100 f; vgl Meyer-Ladewig,
SGG, 7. Aufl 2002, Â§ 162 RdNr 5a mwN). Darauf hat auch der Senat wiederholt
hingewiesen (vgl BSGE 68, 93, 95 = SozR 3-2500 Â§ 106 Nr 3 S 7; BSG SozR 3-2500
Â§ 75 Nr 2 S 6; SozR aaO Â§ 95 Nr 7 S 31 und Nr 9 S 36, jeweils mwN; SozR 3-2500
Â§ 135 Nr 20 S 96 f). Der KlÃ¤ger ist diesen Darlegungserfordernissen nicht
nachgekommen. In seiner RevisionsbegrÃ¼ndung fehlt es schon an der konkreten
Bezeichnung gleich lautender Vorschriften in den Satzungen bzw
Disziplinarordnungen anderer KÃ�Ven.

Der Senat darf das angefochtene Urteil nach alledem nicht darauf Ã¼berprÃ¼fen,
ob das Berufungsgericht den von ihm festgestellten Sachverhalt (Â§ 163 SGG) in
zutreffender Weise unter das Satzungsrecht der Beklagten subsumiert hat.

Soweit der KlÃ¤ger geltend macht, darÃ¼ber hinaus sei im konkreten Fall durch die
vom LSG vorgenommene Anwendung des Â§ 7 Abs 2 der Satzung der Beklagten
Bundesrecht verletzt worden, ist die Revision unbegrÃ¼ndet. ZunÃ¤chst enthÃ¤lt
die fÃ¼r die Satzungsbestimmung der Beklagten maÃ�gebliche
ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 81 Abs 5 Satz 1 bis 4 FÃ¼nftes Buch
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Sozialgesetzbuch (SGB V) keine Vorgabe zur Ausgestaltung des
Disziplinarverfahrensrechts der KÃ�Ven in der Weise, dass die EinfÃ¼hrung von
Regelungen Ã¼ber eine VerfolgungsverjÃ¤hrung vorgeschrieben wÃ¤re.

Aus der vom LSG angesprochenen Rechtsprechung des BSG zu den
Fristenregelungen des Â§ 45 Abs 4, Â§ 48 Abs 4 SGB X kann zur Frage der
RechtmÃ¤Ã�igkeit bzw Rechtswidrigkeit des angefochtenen Disziplinarbescheides
ebenfalls nichts hergeleitet werden. Danach ist die fristhemmende bzw
-unterbrechende Wirkung eines ersten Aufhebungsbescheides nach dessen
(behÃ¶rdlicher oder gerichtlicher) Beseitigung zu verneinen, sodass es fÃ¼r die
Rechtzeitigkeit eines daraufhin ergehenden weiteren Aufhebungsbescheides allein
auf den Zeitablauf ankommt (vgl zB BSGE 80, 283, 287 f = SozR 3-1300 Â§ 50 Nr 19
S 59 f; Steinwedel in: Kasseler Kommentar, Â§ 45 SGB X RdNr 31 mwN; Wiesner in:
von Wulffen, SGB X, 4. Aufl 2001, Â§ 45 RdNr 32 S 335). Unbeschadet der ohnehin
fÃ¼r das Vertragsarztrecht zu beachtenden Besonderheiten (s Â§ 37 Erstes Buch
Sozialgesetzbuch) beziehen sich die in den genannten Vorschriften enthaltenen
zeitlichen Grenzen im Unterschied zum vorliegenden Fall auf die Zeit zwischen
Kenntniserlangung der BehÃ¶rde und der Vornahme des Aufhebungsaktes selbst.
Dagegen kommt es nach Â§ 7 Abs 2 der Satzung der Beklagten â�� wie das LSG
festgestellt hat â�� entscheidend auf die Rechtzeitigkeit des "Antrags auf Einleitung
von MaÃ�nahmen" an. Es ist nichts dafÃ¼r ersichtlich, dass mit der Aufhebung
eines Disziplinarbescheides auch die (disziplinarrechtlich allein maÃ�gebliche)
verfahrenseinleitende Wirkung des auf ihn gerichteten Antrages verloren gehen
sollte. Hinzu kommt im Ã�brigen, dass die Beklagte ihren ersten Disziplinarbescheid
ohnehin nur mit der MaÃ�gabe der MÃ¶glichkeit zu einer erneuten
Sachentscheidung aufgehoben hat; hierÃ¼ber ist der KlÃ¤ger ausfÃ¼hrlich
informiert worden und hat im vorangegangenen Rechtsstreit bei dem SG darauf
bezogen die Annahme des Anerkenntnisses erklÃ¤rt (Â§ 101 Abs 2 SGG).

Die vom KlÃ¤ger gerÃ¼gte Verletzung des Â§ 52 SGB X liegt nicht vor. Diese
Vorschrift des allgemeinen Verwaltungsverfahrensrechts betrifft nach ihrem Abs 1
Satz 1 nur die Wirkungen der "Unterbrechung der VerjÃ¤hrung". Da â�� wie
dargestellt â�� Â§ 7 Abs 2 der Satzung nicht die "VerfolgungsverjÃ¤hrung" regelt,
sondern ein Einleitungshindernis fÃ¼r ein Disziplinarverfahren aufstellt, ist Â§ 52
SGB X schon thematisch nicht einschlÃ¤gig. Die Vorschrift bezieht sich ohnehin nur
auf Verwaltungsakte, die "zur Durchsetzung des Anspruchs eines Ã¶ffentlich-
rechtlichen RechtstrÃ¤gers erlassen" worden sind. Da der VerjÃ¤hrung
regelmÃ¤Ã�ig allein vermÃ¶gensrechtliche AnsprÃ¼che unterliegen, findet diese
Bestimmung auch nur auf vermÃ¶gensrechtliche AnsprÃ¼che eines solchen
RechtstrÃ¤gers Anwendung, die dem Ã¶ffentlich-rechtlichen Recht zuzuordnen sind
(Engelmann in: von Wulffen, aaO, Â§ 52 RdNr 10 mwN). Um solche
vermÃ¶gensrechtlichen AnsprÃ¼che geht es bei einem Disziplinarverfahren
erkennbar nicht. Wie der Senat bereits entschieden hat, sind nicht etwa sÃ¤mtliche,
sich in AusfÃ¼llung der besonderen Rechtsbeziehungen des Vertragsarztrechts
ergebenden Rechts- und Pflichtenstellungen den allgemein fÃ¼r die VerjÃ¤hrung
geltenden Regelungen unterworfen (so bereits fÃ¼r den Bereich der
WirtschaftlichkeitsprÃ¼fung BSGE 72, 271 ff = SozR 3-2500 Â§ 106 Nr 19 unter
Aufgabe frÃ¼herer Rechtsprechung; vgl auch zur sachlich-rechnerischen
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Richtigstellung BSGE 89, 90, 103 = SozR 3-2500 Â§ 82 Nr 3 S 16 f). Gleiches gilt
fÃ¼r die DurchfÃ¼hrung von Disziplinarverfahren.

Wie das LSG zutreffend angenommen hat, liegt in dem Ausspruch eines Verweises
gegen den KlÃ¤ger kein VerstoÃ� gegen sein Grundrecht der
BerufsausÃ¼bungsfreiheit aus Art 12 Abs 1 GG. Gegen die grundsÃ¤tzliche Geltung
des Disziplinarrechts im Bereich des Vertragsarztrechts sprechen keine
Gesichtspunkte des Verfassungsrechts. Der Senat geht in stÃ¤ndiger
Rechtsprechung davon aus, dass die gesetzlichen Vorgaben fÃ¼r die Festsetzung
von DisziplinarmaÃ�nahmen hinreichend bestimmt sind (vgl BSG SozR 3-2500 Â§ 81
Nr 6 S 22) und hat daran ungeachtet zwischenzeitlich teilweise geÃ¤uÃ�erter
Bedenken festgehalten (so ausdrÃ¼cklich BSG SozR 3-2500 Â§ 81 Nr 7 S 29). Auch
im Fall des KlÃ¤gers ist bei dem ihm gegenÃ¼ber ausgesprochenen Verweis ein
RechtsverstoÃ� gegen Art 12 Abs 1 GG nicht erkennbar. Rechtsgrundlage fÃ¼r die
Entscheidung des Disziplinarausschusses der Beklagten ist Â§ 7 Abs 1 iVm Â§ 3 Abs
8 ihrer Satzung, der auf der gesetzlichen ErmÃ¤chtigungsgrundlage des Â§ 81 Abs 5
SGB V (hier anzuwenden idF des Gesundheitsstrukturgesetzes (GSG) vom 21.
Dezember 1992 (BGBl I 2266)) beruht. Nach Â§ 75 Abs 2 Satz 2 SGB V haben die
KÃ�Ven die ErfÃ¼llung der den VertragsÃ¤rzten obliegenden Pflichten zu
Ã¼berwachen und die VertragsÃ¤rzte, soweit notwendig, unter Anwendung der in 
Â§ 81 Abs 5 SGB V vorgesehenen MaÃ�nahmen zur ErfÃ¼llung dieser Pflichten
anzuhalten. Â§ 81 Abs 5 Satz 1 SGB V regelt dazu, dass die Satzungen der KÃ�Ven
die Voraussetzungen und das Verfahren zur VerhÃ¤ngung von MaÃ�nahmen gegen
Mitglieder bestimmen mÃ¼ssen, die ihre vertragsÃ¤rztlichen Pflichten nicht oder
nicht ordnungsgemÃ¤Ã� erfÃ¼llen. Der Umfang dieser Befugnisse ist in Â§ 81 Abs 5
Satz 2 SGB V festgelegt. DisziplinarmaÃ�nahmen in diesem Sinne sind nach der
AufzÃ¤hlung des Â§ 81 Abs 5 Satz 2 und 3 SGB V je nach der Schwere der
Verfehlung Verwarnung, Verweis, GeldbuÃ�e bis 10.000 EUR oder die Anordnung
des Ruhens der Zulassung oder der vertragsÃ¤rztlichen Beteiligung bis zu zwei
Jahren.

Der auf diese Regelungen gestÃ¼tzte Beschluss der Beklagten vom 15. Juli 1998 ist
rechtmÃ¤Ã�ig. Zu Recht haben der Disziplinarausschuss und die Vorinstanzen in
dem Verhalten des KlÃ¤gers gegenÃ¼ber der Beklagten einen VerstoÃ� gegen
seine vertragsÃ¤rztlichen Pflichten gesehen und das Vorliegen
disziplinarwÃ¼rdigen Verhaltens bejaht. Der KlÃ¤ger war nach dem vom LSG
festgestellten Inhalt des Â§ 5 Abs 4 der Satzung verpflichtet, der beklagten KÃ�V als
deren ordentliches Mitglied (Â§ 77 Abs 3 Satz 1 SGB V) alle notwendigen
AuskÃ¼nfte zu erteilen und hatte ihr die erforderlichen Unterlagen vorzulegen, die
zur NachprÃ¼fung der vertragsÃ¤rztlichen oder sonstigen von dieser
sicherzustellenden und zu gewÃ¤hrleistenden Ã¤rztlichen TÃ¤tigkeit erforderlich
sind. Diese in der Satzung niedergelegten â�� ersichtlich als Ausdruck der
allgemeinen Pflicht zum engen Zusammenwirken bei der Umsetzung des Rechts der
gesetzlichen Krankenversicherung (vgl Â§ 4 Abs 3, Â§ 70, Â§ 72 Abs 1 und 2, Â§ 81
Abs 3, Â§ 95 Abs 3 SGB V) zu verstehenden â�� vertragsÃ¤rztlichen Pflichten hat
der KlÃ¤ger vorwerfbar schuldhaft, nÃ¤mlich zumindest fahrlÃ¤ssig, verletzt. Sein
pflichtwidriges Verhalten zeigt sich darin, dass er die Beklagte â�� von dieser
gezielt schriftlich auf den Fall des Versicherten F. angesprochen â�� nicht sogleich
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darÃ¼ber informierte, dass sich Behandlungsunterlagen dieses Versicherten gar
nicht in seinem Besitz befanden. Stattdessen verhielt er sich nach den mit der
Revision nicht angegriffenen Feststellungen des LSG sowie nach dem Inhalt der
Verwaltungsakten auf die konkreten Anfragen der Beklagten vom 13. April, 1. Juni,
4. August und 28. September 1992 hin zunÃ¤chst passiv, sodann obstruktiv
(Dienstaufsichtsbeschwerde gegen den Justiziar der Beklagten) und suchte
darÃ¼ber hinaus schlieÃ�lich stattdessen im Oktober 1992 mit "Klage und Antrag
auf einstweilige Anordnung" unter Einschaltung des SG mit ihr eine allgemeine
juristische Auseinandersetzung Ã¼ber die vermeintlich nicht bestehende Pflicht zur
Herausgabe von Befundunterlagen Ã¼ber Patienten. Durch diese Vorgehensweise
und das beharrliche Vorenthalten fallbezogener Informationen (die erst mit
Schreiben vom 10. Juli 1998 gegeben wurden) musste bei der Beklagten der
Eindruck entstehen, dass der KlÃ¤ger zwar zur Herausgabe von Unterlagen in der
Lage, aber nicht willens war. HÃ¤tte er dieser sogleich mitgeteilt, dass er â�� wie er
spÃ¤ter vorgetragen hat â�� nicht Ã¼ber Unterlagen des Versicherten F.
verfÃ¼gte, hÃ¤tte sie dem Versicherten wiederum entsprechend Auskunft erteilen
kÃ¶nnen. Dass ein Versicherter der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) als
Patient gegen einen ehemals behandelnden Vertragsarzt Anspruch auf
Weiterleitung von Behandlungsunterlagen an den aktuell behandelnden Arzt hat,
kann bei alledem auf der Grundlage der Rechtsprechung des Bundesgerichtshofs
(vgl BGHZ 85, 327, 332; zum Ganzen zB HÃ¼ffer in MÃ¼nchener Kommentar, 3.
Aufl 1997, Â§ 810 BGB, RdNr 14 ff), des Bundesverwaltungsgerichts (BVerwGE 82,
45, 50 f) und des Bundesverfassungsgerichts (MedR 1999, 180) ohnehin nicht
zweifelhaft sein. Auch im zweiten Fallkomplex hat der KlÃ¤ger gegenÃ¼ber der
Beklagten auf deren Anfragen vom 7. Januar und 10. Februar 1993 hin geschwiegen
und eine ihm zumutbare kurze Information bzw RÃ¼ckfrage hinsichtlich der
Versicherten J. unterlassen; hierdurch hat er seine Pflichten nach Â§ 5 Abs 4 der
Satzung in gleicher Weise schuldhaft verletzt.

Die FortfÃ¼hrung des Disziplinarverfahrens im Dezember 1996 verstÃ¶Ã�t auch
nicht gegen das VerhÃ¤ltnismÃ¤Ã�igkeitsprinzip. Zum einen unterliegt der KlÃ¤ger
einem Irrtum, wenn er in diesem Zusammenhang von einer "erneuten Einleitung"
spricht; denn 1996 wurde â�� wie dargelegt â�� nicht ein neues
Disziplinarverfahren eingeleitet, sondern lediglich das schon 1993 eingeleitete
Verfahren fortgefÃ¼hrt und zum Abschluss gebracht. Zum anderen kann dann,
wenn â�� wie hier â�� der Betroffene die ihm zur Last gelegte Bewertung seines
Handelns als vertragsÃ¤rztlicher PflichtverstoÃ� auch noch in der 1998
abgehaltenen mÃ¼ndlichen Verhandlung bei dem Disziplinarausschuss trotz ihm
gegebener vielfÃ¤ltiger Hinweise und Belehrungen kritisiert und weiterhin nicht
einzusehen vermag, nicht nur von vergangenem Unrecht mit geringem Gewicht
gesprochen werden. Da es Sinn des Disziplinarverfahrens ist, den Betroffenen im
Interesse der Aufrechterhaltung der FunktionsfÃ¤higkeit des Systems der
vertragsÃ¤rztlichen Versorgung kÃ¼nftig zur Beachtung seiner vertragsÃ¤rztlichen
Pflichten anzuhalten (vgl BSG SozR 3-2500 Â§ 81 Nr 6 S 20 mwN; Urteil des Senats
vom 11. September 2002 â�� B 6 KA 36/01 R â�� zur VerÃ¶ffentlichung in SozR
vorgesehen), ist nicht zu beanstanden, wenn der Disziplinarausschuss trotz des
Zeitablaufs zwischen 1992 (als die VerstÃ¶Ã�e begangen wurden) und 1998 (als
das Disziplinarverfahren beendet wurde) von auch noch aktuell disziplinarrechtlich
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zu sanktionierenden Handlungen ausgegangen ist.

Nicht durchdringen kann der KlÃ¤ger aus diesen GrÃ¼nden auch mit seinem
Vortrag, die ausgewÃ¤hlte disziplinarische Sanktion sei unverhÃ¤ltnismÃ¤Ã�ig. Bei
der Auswahl der MaÃ�nahme ist der Disziplinarausschuss grundsÃ¤tzlich berechtigt,
nach seinem Ermessen zu handeln, sodass die Entscheidung insoweit nur einer
eingeschrÃ¤nkten gerichtlichen PrÃ¼fung zugÃ¤nglich ist (vgl BSG SozR 3-2500 Â§
81 Nr 6 S 26 mwN). Der Verwaltungsakt ist daher nach Â§ 54 Abs 2 SGG nur bei
ErmessensÃ¼berschreitung oder bei Ermessensfehlgebrauch rechtswidrig. Das
Gericht hat dazu die Voraussetzungen des Ermessens festzustellen, dh
insbesondere zu prÃ¼fen, ob die BehÃ¶rde von einem vollstÃ¤ndig ermittelten
Sachverhalt ausgegangen ist und sich von sachgerechten ErwÃ¤gungen hat leiten
lassen; dabei ist es auf die im Verwaltungsakt mitgeteilten ErmessenserwÃ¤gungen
beschrÃ¤nkt (BSGE 62, 127, 129 = SozR 2200 Â§ 368m Nr 3 S 3 f). Diesen
Anforderungen wird der angefochtene Disziplinarbescheid gerecht. Wie schon die
Vorinstanzen zutreffend ausgefÃ¼hrt haben, ist die VerhÃ¤ngung eines Verweises
(und nicht nur einer Verwarnung als mÃ¶gliches milderes Mittel) nicht zu
beanstanden. Die ErwÃ¤gung des Disziplinarausschusses, dass die Uneinsichtigkeit
des KlÃ¤gers ihren Niederschlag in der Auswahl der MaÃ�nahme finden musste und
nicht nur ein geringfÃ¼giger, sondern ein PflichtverstoÃ� von erheblichem Gewicht
vorlag, ist bei alledem nicht ermessensfehlerhaft.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs 1 und 4 SGG in der bis zum
Inkrafttreten des 6. SGG-Ã�nderungsgesetzes geltenden, hier noch anzuwendenden
Fassung (vgl Urteil des Senats vom 30. Januar 2002, SozR 3-2500 Â§ 116 Nr 24 S
115 ff).

Erstellt am: 20.08.2003

Zuletzt verändert am: 20.12.2024
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